
lungsverkehrs hierfür betreffen. Hervorzuheben sin'd 
die Bestimmungen über die materielle Verantwortlich­
keit der Bank und ihrer Vertragspartner für die ein­
ander beim Abschluß oder bei der Erfüllung eines Ver­
trags zugefügten Schäden (§ 18).

*

Mit der Neufassung der VO über die Einstellung und 
Verlagerung der Produktion von Erzeugnissen und Lei­
stungen vom 25. September 1975 (GBl. I S. 729) wer­
den Voraussetzungen geschaffen, um die Staatsdisziplin 
zu erhöhen, die Verantwortung der Minister zu stär­
ken und das Verfahren bei der Durchführung von Pro- 
duktionseinstellungen und -Verlagerungen zu verein­
fachen. Die Regelung betont ausdrücklich, daß Einstel­
lungen und Verlagerungen nur in Ausnahmefällen und 
dann mit geringstem volkswirtschaftlichem Aufwand 
sowie ohne Störung der Liefer- und Leistungsbezie­
hungen auf der Grundlage des Volkswirtschaftsplans 
durchzuführen sind. Sie gewährleistet, daß Entschei­
dungen über Produktionseinstellungen nicht getroffen 
werden dürfen, wenn die planmäßige Versorgung der 
Bevölkerung und der Volkswirtschaft sowie geplante 
Exportlieferungen, einschließlich Ersatzteillieferungen, 
gefährdet sind oder nicht geplante Importe notwendig 
werdön (§ 3 Abs. 3).
Die Neuregelung umfaßt im wesentlichen vier Schwer­
punkte:
1. Bei der P r o d u k t i o n s e i n s t e l l u n g  wird das 
Entscheidungsrecht der Generaldirektoren der WB und 
der Leiter anderer wirtschaftsleitender Organe sowie 
der Räte der Bezirke, das bislang an die Zustimmung 
der zuständigen Minister gebunden war, auf die Mini­
ster übertragen (§ 4 Abs. 1), deren' Verantwortung da­
mit eindeutig festgelegt ist.
Für Produktionseinstellungen im Zusammenhang mit 
Maßnahmen der sozialistischen internationalen Spezia­
lisierung und Kooperation wird der bisherige allge­
meine Hinweis auf entsprechende Rechtsvorschriften 
durch eine konkrete Regelung ersetzt. Danach ist die 
Produktion im Inland solange fortzuführen, bis die 
erforderlichen Lieferungen' aus den Partnerländern ge­
sichert sind. Die Zustimmung der beteiligten Minister 
ist vor dem Abschluß der Importverträge einzuholen 
(§ 5).
Der Begriff der Produktionseinstellung wird durch die 
Aufnahme einer Regelung über die Einstellung der Pro­
duktion von Nebenprodukten präzisiert (§ 2 Abs. 2). 
In diesem Zusammenhang wird festgelegt, daß über die 
Produktionseinstellung eines Erzeugnisses erst dann 
entschieden werden darf, wenn die erforderlichen Zu­
stimmungen zur Produktionseinstellung des Nebenpro­
dukts, das aus technologisch bedingten Gründen nicht 
mehr anfällt, erteilt wurden (§ 4 Abs. 4).
2. Die Mitwirkung der zentralen Organe bei Produk­
tionseinstellungen erfolgt nach dem Grundsatz, daß die 
Verantwortung der Minister für ihren Entscheidungs­
bereich nicht eingeschränkt werden darf. Für den Fall, 
daß zwischen den beteiligten Ministern und Leitern 
anderer zentraler Staatsorgane sowie dem Vorsitzen­
den des zuständigen Rates des Bezirks keine Einigung 
über eine Produktionseinstellung erzielt wird, obliegt 
die Entscheidung dem Leiter des zuständigen bilanz- 
verantwortlichen zentralen Staatsorgans in Übereinstim­
mung mit dem Vorsitzenden der Staatlichen Plankom­
mission und dem Minister für Materialwirtschaft (§ 4 
Abs. 5).
3. Ebenso wie über Produktionseinstellungen entschei­
den jetzt die Minister auch über P r o d u k t i o n s v e r ­
l a g e r u n g e n .  Abweichend von der bisherigen Re­
gelung wurde das Entscheidungsrecht bei Verlagerun­
gen demjenigen Minister übertragen, in dessen Verant­

wortungsbereich die Produktion übernommen werden 
soll. Eine Übereinstimmung mit dem Minister, aus des­
sen Verantwortungsbereich die Produktion abgegeben 
werden soll, ist herbeizuführen (§ 12 Abs. 1).

Die Erfahrungen haben gezeigt, daß Leiter abgebender 
Bereiche oftmals über die Produktionsverlagerung ent­
schieden, ohne daß die erforderliche Übereinstimmung 
mit dem übernehmenden Bereich erzielt wurde. Das 
Ergebnis war dann die Einstellung der Produktion. Mit 
der Entscheidung durch den Minister des übernehmen­
den Bereichs soll nunmehr gesichert werden, daß alle 
leitungsmäßigen Voraussetzungen für die Fortführung 
der Produktion geschaffen' werden.
4. Im Interesse der Absicherung der Volkswirtschaft 
gegen Störungen, die durch rechtswidrige Produktions­
einstellungen und -Verlagerungen eintreten können, ist 
vorgesehen, daß vom Staatlichen Vertragsgericht auf 
Antrag von Ministern- und Leitern anderer zentraler 
Staatsorgane sowie von Vorsitzenden' der Räte der Be­
zirke Wirtschaftssanktionen bis zu 500 000 M verhängt 
werden können (§ 16). Diese Regelung erfolgte, weil die 
in der aufgehobenen VO vom 6. Januar 1971 vorge­
sehene Zahlung von Ordnungsstrafen zur Sicherung 
der Staatsdisziplin nicht die notwendige Wirkung er­
zielt hatte. Aus diesem Grunde wurde auf eine neue 
Ordnungsstrafbestimmung verzichtet.
Mit der 2. VO über Lieferungen und Leistungen an die 
bewaffneten Organe — Lieferverordnung (LVO) — vom 
23. Oktober 1975 (GBl. I S. 689) erhält der VI. Abschnitt 
der LVO vom 8. Mai 1972 (GBl. II S. 363) eine neue 
Fassung; des weiteren wird ein VII. Abschnitt hinzu­
gefügt.
Der neugefaßte Abschn. VI berücksichtigt insbesondere 
die Praxis bei der Sicherung des Bedarfs der Besteller 
an Leistungen zur Vorbereitung und Durchführung von 
Investitionen und Baureparaturen. Dabei wurde der 
Einsatz von General- oder Hauptauftragnehmern für 
die Mitwirkung bei der Vorbereitung sowie zur Durch­
führung von Investitionen und der Einsatz von Haupt­
auftragnehmern für die Vorbereitung und Durchfüh­
rung von' Baureparaturen der Besteller eindeutiger ge­
regelt. Der Einsatz der General- oder Hauptauftrag­
nehmer hat auf Verlangen der Besteller durch die zu­
ständigen staatlichen und wirtschaftsleitenden Organe 
zu erfolgen. Treten beim Einsatz von General- oder 
Hauptauftragnehmern bei den zuständigen staatlichen 
und wirtschaftsleitenden Organen von ihnen nicht zu 
überwindende Schwierigkeiten auf, so ist entsprechend 
§ 9 LVO der Leiter des übergeordneten Organs unter 
Angabe der Gründe und Darlegung entsprechender Lö­
sungsvorschläge zu informieren. Damit wird gewähr­
leistet, daß nach der festgelegten Entscheidungspyra­
mide eine endgültige Entscheidung über den Einsatz der 
General- und Hauptauftragnehmer getroffen wird. 
Diese Regelung dürfte bei einer künftigen Gesetz­
gebung auf dem Gebiet der Investitionen in der ge­
samten Volkswirtschaft zu beachten sein.
Der hinzugefügte Abschn. VII regelt die Verantwort­
lichkeit für Pflichtverletzungen. Damit soll vor allem 
die Einhaltung der Staatsdisziplin bei der Deckung des 
Bedarfs der Besteller zur ökonomischen Sicherstellung 
der Landesverteidigung und die Erfüllung der ökono­
mischen Aufgaben zur Gewährleistung von Sicherheit 
und Ordnung wirksam unterstützt werden. Die Rege­
lung verpflichtet insbesondere die Leiter der überge­
ordneten Organe der Betriebe oder der wirtschaftslei­
tenden Organe, alle Maßnahmen zu treffen, um die 
Einhaltung der LVO zu sichern. Der zuständige Leiter 
ist verpflichtet, ein Disziplinarverfahren' einzuleiten, 
wenn durch Leiter oder leitende Mitarbeiter der Be­
triebe bzw. der wirtschaftsleitenden Organe die Be-
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